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GEW-Veranstaltung 30. Oktober 2001

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

„Bildung und Ausbildung sind Schlüssel zur individuellen Entfaltung und gesellschaftlichem Reichtum“. So steht es in der Koalitionsvereinbarung von Rot-Grün. Und ich kann nur sagen: „Recht so!“. Gut gebrüllt Löwe.

Nur die Realität in Nordrhein-Westfalen sieht anders aus. Tausend unbesetzte Lehrerstellen zum jetzigen Zeitpunkt sind ein deutliches Alarmsignal. Viel zu lange hat die Landesregie​rung gezögert. Jetzt folgt die Abstimmung mit den Füßen. Der öffentliche Bildungsauftrag gerät zunehmend in Gefahr. Imagekampagnen für den Lehrerberuf sind gut, wenn sie die Realität widerspiegeln. Ist dies nicht der Fall, laufen sie in Leere. Genau dies passiert zurzeit in NRW.

Mein Eindruck ist, noch immer ist die Dramatik der Lage nicht erkannt. Wenn Lehrer aus NRW – trotz Stellenangebote – in andere Bundesländer ausweichen, machen wir in NRW was falsch.

Deshalb fordern DGB und GEW gemeinsam: Ändern Sie Ihre Einstellungspolitik zu Lehrerin​nen und Lehrern Frau Behler. Beseitigen Sie die Nachteile für Lehrerinnen und Lehrer in Nordrhein-Westfalen. Sie werden gerne hier bleiben und unterrichten.

Wir brauchen außerdem endlich eine strategische Personalplanung, die über kurzfristige Bedarfe hinausgeht. In der Schule ist es wie in der Wirtschaft. Wer heute zuwenig ausbildet, bekommt morgen ein Problem.

Anachronistisch wirken auch die Pläne der Finanzminister, die jetzt schon über zukünftige Sparpotentiale fabulieren. Das Boot droht zu kentern, und die Finanzminister wollen an den Rettungsinseln sparen. Internationale Vergleiche zeigen: Wir brauchen mehr Investitionen in Bildung und nicht weniger.

In diesen Tagen wird überdeutlich, wo die Ursachen für den Unterrichtsausfall liegen. Wer behauptet, dass Personalräte und deren Mitbestimmungspraxis das Problem seien, will von seiner eigenen Verantwortung ablenken.

Ich fordere die Landesregierung an dieser Stelle auf, alle Maßnahmen zu unterlassen, die die Attraktivität des Lehrerberufes beeinträchtigen.

Wir unterstützen die GEW bei ihrer Forderung, endlich zu einer gerechten Entlohnung der Referendarinnen und Referendar zu kommen. Nehmen sie die Absendung der Referendar​besoldung endlich zurück.

Der DGB fordert außerdem, dass die Frage der Arbeitsbelastung endlich angegangen wird. Arbeitszeitverkürzungen bei der Berücksichtigung individueller Belastungen sind dringend geboten.

Strategische Konzepte gegen Frühpensionierungen laufen ins Leere, wenn sie nicht bei den Ursachen ansetzen. Auch hier sehen wir Handlungsbedarf.

Außerdem fordern wir die Berücksichtigung des Grundsatzes: Gleicher Lohn für gleiche Ar​beit! Es darf an nordrhein-westfälischen Schulen keine Lehrer 2. Klasse geben. Brüche zwi​schen Angestellten und Beamten sind nicht zu akzeptieren. Der DGB fordert seit langem ein an einheitlichen Grundsätzen orientiertes Dienstrecht.

Wenn wir über Arbeitsbedingungen an Schulen reden, reden wir auch über Mitbestimmung. Auch hier scheint man die Zeichen der Zeit nicht erkannt zu haben. Während die Bundesre​gierung das Betriebsverfassungsgesetz novelliert, legt die Landesregierung ein Schulent​wicklungsgesetz vor, das den Abbau von Mitbestimmungsrechten vorsieht. Anfang Novem​ber wird im Landtag das Schulentwicklungsgesetz verabschiedet. In diesem Zusammenhang steht unsere Forderung: Hände weg vom LPVG – kein Abbau von Mitbestimmungsrechen in Nordrhein-Westfalen. Wer ein umfangreiches Reformvorhaben wie das Projekt „Selbststän​dige Schule“ auf den Weg bringen will, ist gut beraten, dies nicht mit Negativbotschaften, wie den Abbau von Mitbestimmungsrechten zu verknüpfen.

Der DGB NRW hat das Konzept „Selbstständige Schule“ als im Prinzip richtige Perspektive begrüßt. Vor dem Hintergrund unserer Beschlüsse der letzten Landebezirkskonferenz habe ich mich frühzeitig für eine kritisch-konstruktive Begleitung der Modellprojekte ausgespro​chen. Wir fordern auch an dieser Stelle eine Überarbeitung des vorgelegten Gesetzentwur​fes. Kernpunkte unserer Forderung sind, dass die Eigenverantwortung der Schulen nicht auf eine eigenverantwortliche Schulleitung reduziert wird.

Ziel muss sein: die Chancengleichheit für Kinder und Jugendliche zu verbessern, die päda​gogische Qualität der einzelnen Schule weiterzuentwickeln, die demokratische Mitwirkung und Mitbestimmung der Schule auszubauen und die Schulen zu echten Häusern des Ler​nens umzugestalten.

Selbstständige Schule ohne Mitbestimmung funktioniert nicht. Personalräte light wird es mit unserer Zustimmung nicht geben.

Der DGB wird nicht beiseite stehen, sondern eigene Vorschläge zur Umsetzung der Modell​versuche machen mit dem Ziel, eine neue Qualität der Mitbestimmungskultur in den Schulen zu etablieren. Es geht darum, gemeinsam die Weichen für eine echte selbstverwaltete Schule zu stellen. Dabei wollen wir gemeinsam Motor im Reformprozess bleiben.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit!

